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f" Stadt Leonberg 13_ . PI.Ber. 0 7.01-8/1 

l Bebauungsplan ·M 1:500 l . 
j "Südlich der Höfinger Straße,. 

· Änderung im Bereich Höfinger-/Schießrainstr." 
Verfahrensvermerke Bezugsplan: B-Pian "Südlich· der HÖfinger St~." 
Zur Aufstellung gern. § 2 Abs. 1 BouGB 
~eschlossen · 

inkr. 14.01.83 

Zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BouGB 
·· beschlossen 

Auslegung bekanntgemocht 
., 

Öl tentlieh ausgelegt vom 18.10.1993 

r . Als Satzung gem. § 10 BouGB 
1 vom Gemeinderot beschlossen ·.• 

-~ Geprüft gem. § 11 BauGB vom Regierungspräsidium 
Stuttgart mit ErlciO Nr. - -=====------'--

I • 

bekanntgemacht und in Kraft getreten 

Ausgefertigt: Leonberg. ·den 

.. 

.·- 16.03.1993 om 

om i2:09.1993 

om 07.10.1993 

bis 19.11.1993 

am 01.02.199'• 

vom 

·am 24.03.1994 

02.0 2.1994 . 

Mit lnkr.afttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften 
außer Kratt. dies gilt insbesondere für die o.a. Bezugspläne 

.. .. 

.. 
; Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 

Das Baugesetzbuch IBauGBI vom 08.12.1986 IBGBI.I S. 22531 
Die Baunutzungsverordnung IBauNVOI vom 26.01.1990 IBGBI.I S.133) 

Oie Planzeichenverordnung IPianzV 901 vom 18.12.1990 IBGBI. S. 581 
Oie Landesbauordnung für Baden-Württemberg ILBOI vom 28.11.1983 (Ge.BI. S. 7701 

Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschritten. 

Leonberg, den 01.09.1993 

Gefertigt: 

Aufgestellt: 

. . 

. l 

·l 
' 

. • j 

. I 



Zeichen er k II r un g_ 

Art der baulichen Nut zung (~ 9 Abs . 1 Nr. 1 BauGB, §9 1 - 15 
BauNVO) 

WA Allgerneines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Maß der baulich~n Nutzung (9 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §~ 16 - 2la 
BauNVO) 

Beispiele für den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw. in die 
überbaubaren Grundstücksflächen 

0 ,4 

8 
TH 

FH 

Baugebiet 

Grundflachen- Gescboßfläcben-
zabl zahl 

Bauweise Dachforn/ 
Dachneigung 

Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

Geschoßflächenzahl (GFZ) (§ ?0 BauNVO) 

Traufhöhe 

FirsthöhE> 

Füllschema dE>r Nutzungsschablone 

Bauweise (§ 9 Abs . 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

0 offene Bauweise (§ 22 BauNVO ) 

Überbaubare GrundstUcksflächen. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB, ~ 23 BauNVO) 

.--~ überbaubare Grundstücksflache 

nicht überbaubare Grunds tücksfläche 

- Baugrenze (§ 23 Abs. 1 u . 3 BauNVO) 

Stellung baulicher Aßlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) .. .. Firstrichtung des Hauptbaukörpers 



Verkehrs fläc he n (§ 9 Abs. 1 Nr . 11 BauGB) 

•••••••• 
., , 

Stra ßenflache 

Gehwe gf l a c he od e r Rad- u . Fußweg 

Öffentl ich e Parkpl ätze 

Be r eiche ohn e Ei n- und Ausfahrt zur 
Verke hrs f l ache 

Ei nf a hrtbereich 

Fläc h e n für Stel l plä t ze und Garag e n (§ 9 Abs . 1 Nr . 4 BauGB) 

E~ 
Garagen 

Gemei nschaf t sst e l l p l ätz e (i.V. m. § 9 
Abs. J Nr. 2'2 BauGB) 

Pflanzg e bot und Pflan zb i ndung en (§ 9 Abs . 1 Nr. 25 Ba uGB ) 

Pflanzg e bot für Ei nzelbäume 

Räuml icher ~eltungsbereich (§ 9 Abs . 7 BauGB) 

- Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungs planes 

Abgrenzung en unt erschi edlicher Nutzung en 

• • • • • • • 
SQps t i ge Festsetzunge n 

SD 

Abgrenz ung der Art u nd des Maßes (GRZ, 
GFZ) d e r baulic hen Nutzung 

Dac hfo rm 

Dach n e i gung 4 7° - 52° 

Taxtliehe Festsetzungen 

I n Ergä n zung der Pla nzeic hen wird f o lgendes f &stgeset z t : 

I. Planungsrech t liche Fes tsetzung en (§ 9 BauGB u nd BauNVO ) 

1. Bauliche Nutzung 

1.1 Art der baul i chen Nutzung (§9 Abs . 1 Nr. 1 BauGB, § § 1 -
15 BauNVO, ) 



Textliche Festsetzungen 

In Ergänzung der Planzeichen wird folgendes f&stgeset.zt: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Bauliche Nutzung 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 -
15 BauNVO,) 

l.l. 1 Allgemeine Wohngebiete fWA) (§ 4 BauNVO) 
Im allgemeinen Wohngebiet sind die Nutzungen nach § 4 
Abs. 2 Nr. 1 -3 BauNVO zugelassen. 
Die als Ausnahmen aufgeführten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 
Nr. 1 - 5 BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebauungs­
plans und daher nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Baues und §~ 
16 - 21 a BauNVO) 

2.1 

2 .1.1 

2.2 

2.2.1 

2.2.2 

2.2.3 

Grundfläche und Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 
Entsprechend dem Planeinschrieb in der Nutzungsschablone. 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück ledig­
lich unterbaut wird bis zu 50 vom Hundert überschritten 
werden(§ 19 Abs. 4 BauNVO). 

Geschoßfläche und Geschoßflächenzahl (§ 20 BauNVO) 

Bei der Ermittlung der Geschoßfläche sind die Flächen von 
Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen (Untergeschosse 
und oberste Geschosse) einschließlich der zu ihnen gehö­
renden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungs­
wände aW!SiRaAlll:s·.Ieic:\oe nicht mitzurechnen ( § 20 Abs. 3 BauN­
VO). 

Bei der Ermittlung der Geschoßfläche bleiben die Flächen 
von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschossen unberück­
sichtigt (§ 21a Abs. 4 BauNVo). 

Als Ausnahme kann die zulässige Geschoßfläche um die Flä­
che notwendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche 
erstellt werden, erhöht werQen. Die Erhöhung darf jedoch 
25 %der zulässigen Geschoßfläche nicht überschreiten {§ 
21a Abs. 5 BauNVO). 

2.3 Zahl der Vollgeschosse und Höhe baulicher Anlagen 
(§§ 16 und 18 BauNVO) 

2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§§ 16 Abs. 2 und Abs. 3, § 18 
BauNVO) 



2.4.1 

2.4.2 

Firsthöhen = FH 
Die Firsthöhen sind als Höchstmaße über der angegebenen 
Bezugshöhe festgelegt unct gelten für die oberste Begren­
zung der Dachflächen (z. B. First) der Satteldächer und 
geneigten Dachflächen. 

FH ~ Firsthöhen über dem Straßenniveau. 

Traufhöhen = TH 
Die Traufhöhen sind als Höchstmaße über der angegi:!benen 
Bezugshöhe bis· zum Schnitt der Außenwand des Hauptkörpers 
mit der Dachhaut fest.gelegt: 

TH = Traufhöhe über dem straßenniveau. 

1 Bauwei.Ge (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

3 • 1 

Entsprechend dem Planeinschrieb in der Nutzungsschablone. 
Es bedeuten: 

0 Offene Bauweisa (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

4. Überbaubare Grundstücksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB l, 

V. m. § 23 BauNVO) 
entsprechend Festlegunq im Lageplan 

Ein Vortreten von Gebäudeteilen über die festgelegte Bau­
grenze kann bis max. 0,50 m zugelassen werden (§ 23 Abs. 
1 BauNVO). 

5. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die im Bebauungsplan festgelegte Stellung der baulichen 
Anlagen (Gebäudehauptrichtung und Hauptfirstrichtung) ist 
verbindlich. 

6. Stellplätze und Garagen {§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 12 BauN­
VO) 

Oberirdische Garagen und überdeckte Stellplätze sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den 
besonders festgelegten Flächen zulässig. 
Garagen unterhalb der Geländeoberfläche sind generell 
zugelassen. Ausnahmsweise dürfen sie bis 1,0 m über die 
Geländeoberfläche hinausragen, wenn die Garagendecke mit 
Erde aufgefüllt und begrünt ist (§ 12 Abs. 6 BauNVO). 

7. Flächen für Gemeinschaftsanlagen für bestimmte räumliche 
Bereiche wie Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 
BauGA) 

Die Gemeinschaftsstellplätze werden dem westlichen Grund­
stück, Flurstück 549/1 zugeordnet. 



8. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz) 
(§ g Abs. 1 Nr. 24 und § 9 Abs. 5 BauNVO) 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Fläche 
gekennzeichnet, in der die schalltechnischen Orientie­
rungswerte für die städtebauliche Planung (Beiblatt 1 zu 
DIN 18 005 Teil 1) durch Einwirkungen von Verkehrslärm 
überschritten werden. 

Beim Neubau, Umbau oder Erweiterung von Gebäuden sind 
besondere bauliche Vorkehrungen (z. B. Schallschutzfen­
ster, Anordnung der Grundrisse) gegen Verkehrslärm zu 
t.r.effen, so daß der Innenschallpegel für Schlafräume von 
1~ db(A), für Wohnräume von 40 db(A) und für Arbeitsräume 
bei überwiegend geistigen Tätigkeiten von 55 db(A) nicht 
überschritten wird (siehe 2. B. VDI - Richtlinie ::?719 
"Schalldämmung bei Fenstern und deren Zusatzein­
richtungen11 sowie ~ 15 Arbeitsstätten-verordnung. 

0. Pfliln~gcbot und Pflanzbindun~ (~ 9 Abs. 1 Nr.2~ ßdUGB) 

Pfl dnzgcbot für Einzel bjumC' 

F.s sind stilndort:gcrc·cntc, ht~iml::;;c'rH .. r.aubb,:iumc 
anzupflanzen und zu unterhdlten. 

Auf die Baumschutzverordnung vom ?.4.02.1CJ86 wird VE"rwic­
scn. 

II. Bauordnungsr:echtl j ehe Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 71 IBO) 

1. Duchgestal tung ( ~ 7 3 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform. Dachneigunq 

Zulässig sind nur Satteldächer mit der im Plan eingetra­
genen Dachneigung. Ausnahmsweise können untergeordnete 
Dachflächen mit einer anderen Dachneigung zugelassen wer­
den. 
Ausnahmsweise können bei Garagen begrünte Flachdücher 
zugelassen werden. 

1.2 Dachdeckung 

Bei Satteldächern und geneigten Dochflächen ist nur Zie­
geldeckung oder Betondachstein in den Farben naturrot und 
rotbraun zugelassen. Die Installation von Sonnenkollekto­
ren ist zulässig. 
Die Dachdeckung von Dachgauben ist entsprechend cter 
Dachdeckung des Hauptdaches auszUführen. 



1.1 Dachaufbauten ynd Dacheinschnitte 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind mit folgenden Ein­
schränkungen zugelassen: 

ihre Breiten dürfen in der summe höchstens die Hälfte 
der gesamten Dachlänge betragen; 
zwischen ihnen muß jeweils mindestens ein Abstand von 
1,0 m erhalten bleiben und 
ihr Abstand von der Giebelseite (Ortgang) - gemessen 
ab Dachüberstand- muß mindestens 1,5 m betragen. 

Zwerchgiebel sind zugelassen. 

2. Äußere Gestaltung der Gebäude (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

2.1 Fassadengestaltung 

Die Verkleidung baulicher Anlagen mit polierten oder 
glänzenden Materialien (wie z.B. Kunststoff, Glas, gla­
sierte Keramik, engobierte Spaltklinker) ist unzulässig. 

2.'2 Farbgestaltunq 

3 

Die farbliehe Gestaltung ist auf -die umgebende Bebauung 
abzustimmen. Die Farbgebung hat in gedeckten Farben 

(Erdfarbe) zu erfolgen. Auffällige Farbtöne sind nicht 
zulässig. 

Antennen (§ 73 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Pro Gebäude ist nur eine Rundfunk- oder Fernsehantenne 
zulässig. 

4. Niederspannungsfreilejtungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind im gesamten Plangebiet 
unzulässig. 

5. Werbeanlagen (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 und 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung oder des 
Vertriebs zugelassen. Sie dürfen nur an Wandflächen un­
terhalb der Traufe angebracht oder·erstellt werden. Wer­
beanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind nicht 
zulässig. sie sind so auszubilden, daß sie sich in Größe, 
Form und Farbe der Umgebung anpassen. 

6. Einf~iedigungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind Einfriedigungen 
nur bis zu einer Höhe von max. 1,00 m zulässig, wobei 
kelne Metall-, Kunstoff- und Maschendrahtzäune zugelassen 
sind. 

Stützmauern entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind als 
Natursteinmauern herzustellen. Stützmauern sind generell 
genehmigungspflichtig. 



Denkmalschutz 

Reim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bod0n­
funde entdeckt werden. Diese sind unverzüglich de:r:1 L<Jn­
desdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu halten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landesdenkmalamt 
mit ~iner Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 
Denkmalschutzgesetz). 

Pflichten des Eigentümers (§ 126 Abs. 1 BauGB) 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen 
und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuch­
tung einschließlich der Beleuchtungskörper sowie Kennzei­
chen und Hinw.eisschilder für Erschließungsanlagen auf 
seinem Grundstück zu dulden. 

Altlasten 

Bodenbelastungen sind nicht~bekannt. Sollte dennoch bei 
Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so sind 
unverzüglich das Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

;-~ Jx•nctvhrichtigen und die Arbeiten im betroffenen 
Bereich einzust0ll6n. 

Enr.·rq iegewinnung 

Au~; Gründen der umweltvorsorge sind regenerative Energie­
syste-me erwünscht. Im RahMen der Festsetzungen sind diese 
Anl.lgC"n zulässig. 

Grundwasserschut7 I Wasserversorgung 

Bei naumaRnahmen, die ti0fer reichen als die bisherigen 
Grundungen, ist eine hydrogeologische Erkundung durchzu­
führen. Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser er­
schlossen wird, ist zusätzlich zum Baugenehmigungsverfah­
ren ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen. 


